Arbeitsvertrag
zwischen



– im Folgenden Arbeitgeber genannt –

und



– im Folgenden Arbeitnehmer/in genannt –


§ 1 Art und Ort der Tätigkeit 

(1) Die/Der Arbeitnehmer/in wird am …. als … eingestellt. 

(2) Der Arbeitgeber behält sich vor, die/den Arbeitnehmer/in entsprechend ihren/seinen Leistungen und Fähigkeiten mit einer anderen im Interesse des Arbeitgebers liegenden Tätigkeit zu betrauen. Der Vorbehalt erstreckt sich auch auf eine Beschäftigung an einem anderen Ort.


§ 2 Arbeitszeit

(1) Die wöchentliche Arbeitszeit beträgt ohne Pausen … Stunden. Die Verteilung der Arbeitszeit erfolgt nach betrieblichen Erfordernissen unter Berücksichtigung der Wünsche der/des Arbeitnehmer/in.

(2) Bei entsprechendem betrieblichem Bedarf ist die/der Arbeitnehmer/in verpflichtet, auf Anordnung des Arbeitgebers, in zumutbarem Maß zusätzliche Stunden über die vereinbarte Arbeitszeit hinaus, höchstens jedoch in gesetzlich zulässigem Umfang, zu leisten. Auch wenn die/der Arbeitnehmer/in wiederholt Mehrarbeitsstunden leistet, bleibt die vertraglich vereinbarte Arbeitszeit im Übrigen unverändert. Aus der wiederholten Anordnung von Mehrarbeitsstunden entsteht kein Anspruch auf deren künftige Anordnung oder entsprechende Vergütung. 

(3) Die ersten zehn angeordneten Mehrarbeitsstunden im Monat sind durch die Vergütung gem. § 3 Abs. 1 abgegolten. Darüber hinausgehende Mehrarbeitsstunden sind durch Gewährung von Freizeit in entsprechendem Umfang auszugleichen. Sollte ein Ausgleich in Freizeit aus betrieblichen Gründen nicht möglich sein, werden die Mehrarbeitsstunden gesondert vergütet.

(4) Der Arbeitgeber ist berechtigt, Kurzarbeit anzuordnen, wenn ein erheblicher Arbeitsausfall vorliegt, der auf wirtschaftlichen Gründen oder einem unabwendbaren Ereignis beruht und der Arbeitsausfall der Arbeitsverwaltung angezeigt ist (§§ 95ff. SGB III). Dabei ist eine Ankündigungsfrist von drei Wochen einzuhalten. Für die Dauer der Kurzarbeit vermindert sich die in § 3 Abs. 1 geregelte Vergütung im Verhältnis der ausgefallenen Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit. 


§ 3 Vergütung, Sonstige Leistungen 

(1) Die/Der Arbeitnehmer/in erhält ein monatliches Bruttogehalt von … Euro.

(2) Die Zahlung der Vergütung und des Zuschlags erfolgt monatlich spätestens am dritten Arbeitstag des Folgemonats bargeldlos auf ein von der/dem Arbeitnehmer/in zu benennendes Konto.
§ 4 Sonderzuwendungen 

Erbringt der Arbeitgeber eine Sonderzuwendung, geschieht dies in jedem Einzelfall freiwillig. Ein Rechtsanspruch besteht nicht. Die Sonderzuwendung dient ausschließlich als Honorierung von Betriebstreue und als Anreiz für künftige Betriebstreue. Der Arbeitgeber entscheidet in jedem Einzelfall neu, ob und in welcher Höhe er eine Sonderzuwendung erbringt. Aus der Erbringung einer Sonderzuwendung kann für die Zukunft kein Anspruch abgeleitet werden. Das gilt auch dann, wenn die Sonderzuwendung wiederholt erbracht wird. 


§ 5 Urlaubsanspruch

(1) Die/Der Arbeitnehmer/in erhält ausgehend von einer 5-Tage-Woche kalenderjährlich einen Urlaub von … Arbeitstagen als gesetzlichen Mindesturlaub. Der gesetzliche Mindesturlaub muss im laufenden Kalenderjahr gewährt und genommen werden. Eine Übertragung des gesetzlichen Mindesturlaubs auf das nächste Kalenderjahr ist nur statthaft, wenn dringende betriebliche oder in der Person der/des Arbeitnehmer/in liegende Gründe dies rechtfertigen. Im Falle der Übertragung muss der gesetzliche Mindesturlaub in den ersten drei Monaten des folgenden Kalenderjahres gewährt und genommen werden, ansonsten verfällt er. Konnte der gesetzliche Mindesturlaub wegen Arbeitsunfähigkeit der/des Arbeitnehmer/in nicht genommen werden, geht der gesetzliche Mindesturlaubsanspruch 15 Kalendermonate nach dem Ende des Urlaubsjahres, mithin am 31. März des Folgejahres, unter.

(2) Während des laufenden Urlaubsjahres gilt zunächst der gesetzliche Regelurlaub, danach der übergesetzliche Zusatzurlaub als bewilligt. Während des Übertragungszeitraumes (1. Januar bis 31. März des nachfolgenden Kalenderjahres) gilt zunächst der übertragene gesetzliche Regelurlaub, danach der übertragene übergesetzliche Zusatzurlaub und erst danach der in dem betreffenden Kalenderjahr entstehende bzw. entstandene gesetzliche Regelurlaub und übergesetzliche Zusatzurlaub als bewilligt.


§ 6 Annahme von Geschenken und sonstigen Vergünstigungen 

Die/der Arbeitnehmer/in darf von Dritten Belohnungen, Geschenke, Provisionen
oder sonstige Vergünstigungen in Bezug auf ihre/seine Tätigkeit nicht annehmen. Ausnahmen sind nur mit Zustimmung des Arbeitgebers möglich. Wird der/ dem Arbeitnehmer/in eine derartige Vergünstigung angeboten, hat sie/er dies dem Arbeitgeber unverzüglich anzuzeigen


§ 7 Arbeitsunfähigkeit und Arbeitsverhinderung

Die/Der Arbeitnehmer/in hat Arbeitsverhinderung infolge von Krankheit oder aus sonstigen Gründen unverzüglich mitzuteilen und im Falle von Krankheit eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung ab dem ersten Tag der Erkrankung vorzulegen. 


§ 8 Probezeit und Beendigung des Arbeitsverhältnisses

(1) Die ersten sechs Monate des Arbeitsverhältnisses gelten als Probezeit, während derer das Arbeitsverhältnis von beiden Parteien mit einer Frist von zwei Wochen gekündigt werden kann.

(2) Danach kann das Arbeitsverhältnis mit der Frist des § 622 BGB ordentlich gekündigt werden. Jede gesetzliche Verlängerung der Kündigungsfrist zugunsten der/des Arbeitnehmer/in gilt gleichermaßen für den Arbeitgeber. Unbeschadet hiervon bleibt das Recht zur fristlosen Kündigung aus gesetzlichem Grund. 

(3) Eine Kündigung vor Vertragsantritt ist beidseitig ausgeschlossen.

(4) Das Arbeitsverhältnis endet, ohne, dass es einer Kündigung bedarf, mit Ablauf des Monats, in dem die/der Arbeitnehmer/in das Regelaltersrentenalter erreicht. 

(5) Das Arbeitsverhältnis endet zudem auch mit Ablauf des Monats, in welchem die/der Arbeitnehmer/in beginnt, eine volle Erwerbsminderung zu beziehen, frühestens jedoch zwei Wochen nach Zugang einer schriftlichen Unterrichtung der/des Arbeitnehmer/in durch den Arbeitgeber über den Eintritt dieser auflösenden Beendigung. Die/Der Arbeitnehmer/in ist verpflichtet, den Arbeitgeber unverzüglich über die Zustellung des Rentenbescheids, in dem der zuständige Sozialversicherungsträger die volle Erwerbsminderung feststellt, zu informieren. Wird der/dem Arbeitnehmer/in eine volle Erwerbsminderungsrente lediglich auf Zeit gewährt, ruht das Arbeitsverhältnis für den Bewilligungszeitraum dieser Rente, längstens jedoch bis zu einem Beendigungszeitpunkt nach Absatz 4.

(6) Im Falle einer Kündigung ist der Arbeitgeber, bei Bestehen schützenswerter Interessen, befugt, die/den Arbeitnehmer/in unter vollständiger Fortzahlung ihrer/seiner Vergütung und unter Anrechnung noch bestehender Urlaubs- und Freizeitausgleichsansprüche freizustellen.

(7) Die/Der Arbeitnehmer/in hat bei ihrem/seinem Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis alle Unterlagen, Urkunden, Aufzeichnungen, Notizen, Entwürfe oder hiervon gefertigte Durchschriften oder Kopien, die Angelegenheiten des Arbeitgebers betreffen, gleich auf welchem Datenträger, unaufgefordert an den Arbeitgeber herauszugeben. Ein Zurückbehaltungsrecht an diesen Unterlagen besteht nicht. 


§ 9 Verschwiegenheit 

(1) Die/Der Arbeitnehmer/in wird sich vertrauliche Informationen einschließlich Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen des Arbeitgebers nicht aneignen, außer zu vertraglichen Zwecken. Sie/Er wird sie ferner dritten Personen nicht ohne vorherige Zustimmung des Arbeitgebers offenlegen und wird sie ausschließlich für Zwecke des Arbeitsverhältnisses nutzen. Ferner wird sie/er Geheimhaltungsmaßnahmen entsprechend den Weisungen des Arbeitgebers ergreifen. 

(2) Die Verschwiegenheit erstreckt sich auch auf vertrauliche Informationen einschließlich Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen anderer Unternehmen bzw. Personen, mit denen der Arbeitgeber rechtlich, organisatorisch oder wirtschaftlich verbunden ist oder mit denen er in geschäftlichem Kontakt steht. 

(3) Die Verschwiegenheitspflicht gilt auch nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses. 

(4) Bei Zweifeln, ob es sich um eine vertrauliche Information handelt, wird die/der Arbeitnehmer/in unverzüglich eine Weisung des Arbeitgebers einholen. 


§ 10 Nebentätigkeit 

Die Aufnahme einer anderweitigen entgeltlichen Tätigkeit ist der/dem Arbeitnehmer/in nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung des Arbeitgebers gestattet. Hat die/der Arbeitnehmer/in dem Arbeitgeber schriftlich die beabsichtigte Tätigkeit unter Angabe von Art, Ort und Dauer angezeigt, so hat der Arbeitgeber unverzüglich zuzustimmen. Der Arbeitgeber kann die Zustimmung verweigern, wenn die Nebentätigkeit die Wahrnehmung der betrieblichen Aufgaben mehr als nur unwesentlich beeinträchtigt oder sonstige berechtigte betriebliche Interessen durch die Nebentätigkeit beeinträchtigt werden. Der Arbeitgeber kann seine Zustimmung auch befristet oder unter einem Widerrufsvorbehalt erteilen. Die Zustimmung bedarf der Schriftform. 


§ 11 Geltung von kollektiven und betrieblichen Regelungen 

Es gelten die für die Fahrschule … jeweils einschlägigen Betriebsordnungen, Arbeitsanordnungen, Dienstanweisungen etc. in ihrer jeweils gültigen Fassung. Die genannten Vereinbarungen und Regelungen können in der Personalabteilung zu den üblichen Dienstzeiten und im Intranet eingesehen werden. 


[bookmark: _Hlk219284372]§ 12 Ausschlussfristen

(1) Alle Ansprüche aus oder in Zusammenhang mit dem Arbeitsverhältnis verfallen, wenn sie nicht innerhalb von drei Monaten nach Fälligkeit in Textform gegenüber der anderen Vertragspartei geltend gemacht werden. 

(2) Die Ausschlussklausel gilt nicht bei Haftung wegen Vorsatzes und grober Fahrlässigkeit. Sie gilt – unabhängig vom Verschuldensgrad – auch nicht bei einer Haftung für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit. Ebenfalls nicht erfasst werden unverzichtbare Ansprüche der/des Arbeitnehmer/in, insbesondere zwingende Zahlungsansprüche aus dem Mindestlohngesetz (MiLoG) sowie zwingende gesetzliche Urlaubs- und Ersatzurlaubsansprüche.


§ 13 Schlussbestimmungen

(1) [bookmark: _Hlk219284640]Sonstige Vereinbarungen über den Inhalt dieses Vertrages hinaus bestehen nicht.

(2) Nebenabreden und Änderungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schriftform. Das gilt auch für die Änderung dieser Schriftformabrede. 

(3) Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung ganz oder teilweise unwirksam sein oder werden, so wird hierdurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Anstelle der unwirksamen Bestimmung gilt diejenige wirksame Bestimmung als vereinbart, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung am nächsten kommt. Dies gilt auch dann, wenn die Unwirksamkeit einer Bestimmung auf einem Maß der Leistung oder der Zeit beruht; es gilt dann das rechtlich zulässige Maß.





____________________________
Ort, Datum


_________________________			________________________
Arbeitgeber 						Arbeitnehmer/in




